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Schulzeugnisse der Bolksschiilen. — An z eigen. —-

GroßherzogthumHessen
Erlaß des Ministeriums des Innern, Abtheilung für Schulw-
gelegenheiten, den an Schüler der höherenLehranstalten ertheil-

ten Privatunterricht betreffend. Vom 6. September 1877.

Darmstadt, am 6. September 1877.

Es sind wiederholt Bedenken erhoben worden, daß Schü-
ler der höheren Lehranstalten durch Ueberbürdung niit Privat-
stunden, die sie neben dem Schulunterrichte erhalten, in ihrer
Entwickelung gefährdetwerden.

Wir sehen uns daher veranlaßt, Jhnen in diesem Betresf
Nachstehendes zu eröffnen:

Als Regel muß angenommen werden, daß in denjenigen
Fächern, welche Gegenstand des öffentlichenUnterrichtes sind,
bei der größerenMehrzahl der Schüler die erfolgreiche Absol-

virung des durch den Lehrplan festgesetztenKlassenpensums aus-.

schließlichdurch den Klassenunterricht bewirkt wird, und daß

Privatunterricht in diesen Fächernneben dein Klassenunterrichte
überhaupt nur in Ausiiahmesällenund vorübergehend,wie ins-

besondere bei nothgedrungener Unterbrechung des Schulbesuches,
bei lückenhafterVorbildung eines Schülers 2c. zu rechtfertigen ist.

Wir empfehlen Ihnen die Durchführung dieses Grundsat-

zes zu genauer Beachtung, und bestimmen insbesondere, daß die

Lehrer der höheren Lehranstalten an Schüler derselben in Fä-
chern, welche Gegenstand des Unterrichtes an der betreffenden
Schule sind, nur niit Genehmigung der Direktion Privatun-
terricht ertheileii dürfen, und daß eine an einzelne Schüler zu

richtende Empfehlung, sie Möchten in einem oder dem anderen

Unterrichtsfache Privatstunden nehmen, von den Lehrern ebenso
nur nach Gutheißung von Seiten der Direktion zu ertheilen ist.

Damit jeder Zeit eine klare Uebersicht über die Ausdeh-
nung des Privatunterrichtes ermöglichtwerde, beauftragen wir

Sie, über die an die einzelnen Schüler Jhier Anstalt von de-

ren Lehrern ertheilten Privatstunden ein genaues Verzeichniß
aufzustellen- beziehungsweisefortzuführen.

Sie wollen nach Vorstehendem die Lehrer Jhrer Anstalt
bedeuten und denselben empfehlen, auch in Beziehung auf an-

derweitigen Privatunterricht darauf zu achten und erforderlichen
Falles durch Verständigungmit den Angehörigen dahin zu wir-

ken, daß die Schüler nicht durch Privatstunden übermäßig be-

lastet werden.

Knorr.
An

die GroßherzoglichenDirektoren
der Gymnasien n. Realschulen.

Nr. 13476.

Achenbach.

Königreichpreußen
Verordnung, betreffend den Uebergaiig der Verwaltung der An-

gelegenheitender evangelischenLandeskircheauf den Evangelischen
ObersKirrhenrath und die Konsistorien der acht älteren Provinzen

der Monarchie. Vom 5. September 1877.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c.,
verordnen auf Grund des Artikels 21 des Gesetzesvom 3. Juni
1876 (Gesetz-Samml.S. 125) und des Artikels lv. der Verord-

nung vom 9. September 1876 (Gesetz-Samml. S. 395) aus den

Antrag Unseres Staats-Ministeriums für die Provinzen Preu-
ßen, Brandenburg, Pommern, Posen, Schlesien, Sachsen, West-
falen und die Rheinprovinz, was folgt:

Art. I. Mit dem 1. Oktober 1877 geht die Verwaltung
der Angelegenheiten der evangelischenLandeskirche, soweit solche
bisher von dem Minister der geistlichen, Unterrichts- und Me-

dizinal-Angelegenheiten und von den Regierungen geübt wor-

den ist, nach Maßgabe des Gesetzes vom Z. Juni 1876 auf
den Evangelischen Ober-Kirchenrath und die Konsistorien als

Organe der Kirchen-Regierung über.
Art.11. Jn Betreff des· Kurmärkischenund des Neumär-

kischen Aemterkirchenfonds bewendet es bis zu dem bevorste-

henden Erlasse anderweitiger Bestimmungen über diese Fonds
bei der bisherigen-Verwaltung.

Art. lll. Die Rechte des Staates in den Fällen des Art.

23 Nr.1 bis einschließlich6 des Gesetzes vom Z. Juni 1876

werden in der Haupt- und ResidenzstadtBerlin, soweit sie bis-

her von dem Konsistorium der Provinz Brandenburg geübt sind,
voni 1. Oktober 1877 ab durch den Polizei-Präsidentenausgeübt.
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Art. IV. Die Ausübung der landesherrlichen Patronats-
rechte in der Haupt- und Residenzstadt Berlin, soweit solchebis-

her von dem Konsistorium geübt sind, geht mit dem 1. Okto-

ber 1877 auf die Ministerial-, Militär- und Baukommission zu

Berlin über. Dem Konsistorium verbleibt jedoch die Ausübung
der auf dem landesherrlichen Patronate beruhenden Ernennungs-
und Berufungsrechte nach Maßgabe des §. 2 der Verordnung
vom 27. Juni 1845 (Gesetz-Samml. S. 440), der §§. 21 und

32 Nr. 2 der Kirchengemeinde-und Synodal-Ordnung vom 10.

September 1873 (Gesetz-Samml. 1874 S.151) und der Ver-

ordnung vom 2. Dezember 1874 (Gesetz-Samml. S. 355).
Urkundlich unter Unserer HöchsteigenhändigenUnterschrift

und beigedrucktemKöniglichenJnsiegel.
«

Gegeben Schloß Benrath, den 5. September 1877.

(L. s.) Wilhelm.
Eamphausen. Leonhardt. Falk. v. Kameke.

Achenbach. Friedenthal. v. Bülow.

Erkenntnißdes KöniglichenObersVerwaltungsgerichts, die Un-

zulässigkeitdes Verwaltungsstreitverfahrens über die Erhebung
von Schulgeld betreffend. Vom 12. Mai 1877.

Jm Namen des Königs.

Jn der Verwaltungsstreitsache
des Präsidenten der KöniglichenReigierung zu M., Re-

visionsklägers,und

der Schulgemeinde M.-S., vertreten durch den Schul-
vorstand, Beklagte und Revisionsklägerin,

wider

die Einwohner Franz B. u. s. w. zu M., Kläger und

Revisionsbeklagte,
hat das KöniglicheOberverwaltungsgericht in seiner Sitzung
vom 12. Mai 1877,

an welcher 2c. 2c. Theil genommen haben,
für Recht erkannt:

daß auf die Revision des Regierungs-Präsidentenzu M.

und der Schulgemeinde M.-S. das Erkenntniß des Kö-

niglichen Bezirksverwaltungsgerichts zu M. vom 29.

November 1876 aufzuheben und die Entscheidung des

Kreisausschusses des Kreises M. dahin abzuändern, daß«
das Verwaltungsstreitverfahren für unzulässig zu erach-
ten, der Werth des Streitgegenstandes auf 300 Mark

festzusetzenund die Kosten aller Jnstanzen den Klägern
zur Last zu legen, von der Erhebung eines Panschquan-
tums für die Revisions-Jnstanz aber abzusehen.

Von Rechts Wegen.
Gründe.

Bis zum Jahre 1867 wurde in der Schulgemeinde M.-S.

ein nach dem Alter der Kinder sich abstufendes Kopfschulgeld
von 5 Sgr., st« Sgr., 272 Sgr. erhoben. Jn dem genann-
ten Jahre führte die KöniglicheRegierung einen einheitlichen
Schulgeldsatz von LsA Sgr. ein. Als aber im Jahre 1875

sich die Ausgaben der Schulgemeinde in Folge der Anstellung
einer Industrie-Lehrerin, Beschaffung neuer Lehrmittel 2c. ver-.

mehrten, hielt es der Schulvorstand für zweckdienlich,zu den

alten Schulgeldsätzenzurückzukehren.Er fragte bei den Gemein-

den M. und S. an, ob ihnen dies genehm sei. Die politische
Gemeinde M. beschloßunterm 12. März 1875 mit 21 gegen
2 Stimmen, die alten Sätze wieder einzuführen.Die politische
Gemeinde S. soll einstimmig einen gleichen Beschluß gefaßt
haben. Der Schulvorstand beantragte nunmehr bei der König-
lichen Regierung zu M. die Wiedereinführungder alten Schul-

geldsätze,worauf die letztere unterm 6. Juli 1875 an den

Schulvorstand folgende Verfügung erließ:
,,Unter den in der Eingabe vom 14. Juni cr. dargeleg-
ten Verhältnissenwollen wir genehmigen, daß die bis

zum Jahre 1867 in dortiger Parochie giltig gewesenen
Schulgeldsätzevon 5 Sgr., Zth Sgr. Und 272 Sgki
(d. h. 50 Pfg., 38 Pfg. und 25 Pfg.) wieder hergestellt
und zur Schulkasse eingezogen werden.

KöniglicheRegierung,
Abtheilung für Kirchen- und Schulwesen.

(gez.) Freiherr von Korff.

Durch die Wiederherstellung der alten Schulgeldsätzefühl-
ten sich mehrere Einwohner von M. beschwert und beantragten
bei dem Kreisausschussedes Kreises M., den Gemeinde- Beschluß
vom 12. März 1875 aufzuheben und es bei der bisherigen Art

der Aufbringung der Schulunterhaltungskosten zu belassen.
Nachdem der Kreisausschuß den Gemeindevorsteher der Ge-

meinde M. zur Sache gehört hatte, erklärte er sich durch Be-

scheid vom 27. Januar 1876 für unzuständig, weil es sich
um Schulgeld, nicht um Schul-Beiträge handele.

Auf die hiergegen von den jetzigenKlägern eingelegte Be-

rufung hob das KöniglicheBezirksverwaltungsgerichtzu M. —-

indem dasselbe annahm, daß unter: ,,Schulbeiträge«im §. 135

Nr. X. l der Kreis-Ordnung auch Schulgeld zu verstehen sei —-

durch Urtel vom 27. April 1876 den Bescheid des Kreis-aus-

schusses auf und wies die Streitfache an den letzteren zur ma-

teriellen Entscheidung zurück.
Der Kreisausschußerkannte nunmehr anderweit dahin:
daß die Kläger nicht verpflichtet, die erhöhten Schul-

geldsätzefür jedes Kind zu zahlen, sondern nur gehal-
ten, 25 Pfg. monatlich pro Kind zu zahlen.

Gegen diese wider die Schulgemeinde ergangene Entschei-

dung legte deren gesetzlicherVertreter, der bis dahin zu den

Verhandlungen nicht zugezogene Schulvorstand unter Beitritt

der Gemeinde-Vorsteher der Gemeinden M. und S. Berufung
ein und beantragte kostenpflichtigeAbweisung der Kläger, in-

dem er für die KöniglicheRegierung zu M. das Recht in An-

spruch nahm, das Schulgeld, wie geschehen, festzusetzen.
Nachdem im Termine zur mündlichenVerhandlung der für

diese von dem Regierungs-Präsidentenzur Wahrnehmung des

öffentlichenInteresses bestellte Kommissar die Kompetenz der

Verwaltungsgerichte zur Entscheidung der vorliegenden Streit-

frage bestritten hatte, erkannte das Königliche Bezirksverwal-

tungsgericht zu M. unterm 29. November 1876 auf Bestätigung
der Entscheidung des Kreisausschusses

Jn den Gründen wird wegen der Zuständigkeitder Ver-

waltungsgerichte auf das oben erwähnte Erkenntniß des Be-

zirksverwaltungsgerichts vom 27. April 1876 hingewiesen und

der Regierungs-Verfügungvom 6. Juli 1875 die Rechtsgiltig-
keit abgesprochen, weil die Schulgemeinde die Schulgelderhö-

hung nicht beschlossenhabe, beziehungsweisedarüber nicht ge-

hört fei. Es wird in dieser Beziehung ausgeführt, daß das

den Regierungen im §. 18 f. der Regierungs-Instruktion vom

23. Oktober 1817 Gesetz-Sammlung S. 230) beigelegte Recht
der Regulirung des Schulgeldes in Hinblick auf die §§. 51 ff.
Titel 6 Theil Il. Allgemeinen Landrechts diese nur ermächtige,

Beschlüsseder Schulsozietätenhierüber herbeizuführennnd ge-

faßte Beschlüssezu bestätigenoder zu verwerfen. Selbstständig
könnten die Regierungen von Auffichtswegen nur dann Anord-

nungen treffen, wenn Schulsozietätensich weigerten oder un-

terließen,Beschlüssezu fassen, deren Zustandekommenunerläß-
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lich sei, um den der Schulsozietätgesetzlichobliegenden Ver-

pflichtungen zu genügen.

Gegen diese Entscheidung des Berufungsrichters hat der

Präsident der Regierung zu M. »aus Gründen des öffentlichen

Interesses-«die Revision eingelegt und beantragt, unter Aufhe-

bung des Urtels vom 29. November 1876 auf Abweisung der

Kläger zu erkennen.

Die Revision wird darauf gestützt,daß der Berufungs-
richter den §. 135 X. Nr. 1 unrichtig anwende, indem er an-

nehme, daß durch denselben die Zuständigkeitder Verwaltungs-

gerichte zur Entscheidung von Beschwerden über Schulgeld-Er-
hebung begründetwerde; event. wird ausgeführt,daß der Be-

rufungsrichter den«§. 18 f. der Regierungs-Instruktion verletze,
wenn er der Regierung das Recht zur selbstständigen Regu-

lirung des Schulgeldes abspreche.
Die beklagte Schulgemeinde ist in ihrer Gegenerklärung

der Revision beigetreten, während von den Klägern eine schrift-
liche Gegenerklärungnicht eingegangen ist.

Der von dem Ressortminifter für die mündliche Verhand-

lung vor dem Oberverwaltungsgerichte zur Vertretung des Re-

gierungs-Präsidenten bestellte Kommissar machte vorzugsweise

geltend, daß die Regierungen kraft der Regierungs-Instruktion
aus eigenem Rechte befugt seien, das Schulgeld angemessenzu

regeln, und daß die Ausübung dieses Rechtes nicht durch eine

vorherige Beschlußfassungoder Anhörung der Schulsozietätbe-

dingt sei.
Der gleichfalls im Termine erschienene, mit Vollmacht sei-

ner Streitgenofsen versehene Kläger Franz B. bestritt dem Re-

gierungs-Präsidenten das Recht zur Einlegung der Revision,
weil er in den Vor-Jnstanzen nicht Partei gewesen sei, und

machte geltend, daß die Sachlage den Regierungs-Präsidenten
nur zur Erhebung des Kompetenz-Konfliktes berechtigt haben
würde. Er beantragte demnach Zurückweisungder Revision.

Es war, wie geschehen, zu erkennen.

Dem Regierungs-Präsidentenist im §. 63 des Gesetzesvom

Z. Juli 1875 (Gesetz-Sammlung S. 375) ausdrücklich,auch
wenn er in den Vor-Jnstanzen nicht als Partei aufgetreten ist,
das Recht verliehen, aus Gründen des öffentlichenInteresses
die Revision gegen die von den Bezirksverwaltungsgerichtenin

zweiter Jnstanz erlassenen Endurtheile einzulegen. Auch ist er

wohl berechtigt, die Revision darauf zu stützen,daß das Ver-

waltungsgericht sich zu Unrecht für zuständig erachtet habe,
weil nach §. 85 am angeführtenOrte die Erhebung des Kom-

petenz-Konfliktes aus Grund der Behauptung, daß in einer vor

dem Verwaltungsgerichte anhängig gemachten Sache die Ver-

waltungs-Behörde zuständig sei, nicht stattfindet, vielmehr die

Verwaltungsgerichte ihre Zuständigkeit von Amtswegen wahr-
zunehmen haben.

Die desfallsigen Einwendungender Kläger gegen die Re-

vision des Regierungs-Präsidenten sind somit hinfällig. Auch
die Frist zur Einlegung des Rechtsmittels muß für gewahrt
angenommen werden, da nach Ausweis der Akten unterlassen
ist, dem vom Regierungs-Präsidenten auf Grund des §. 44

Absatz2 des Gesetzes vom Z. Juli 1875 bestellten Kommissar
eine Aussertigung der Entscheidung zuzustellen (§. 51 am an-

geführtenOrte) und die Frist für den Regierungs-Präsidenten
erst mit der Zustellung des Endurtheiles an den Kommissar be-

ginnt (§. 54 AbsatzL, §. 65 am angeführtenOrte), das Rechts-
mittel also ohne Rücksichtauf den Zeitpunkt der Urtelspubli-
kation zugelassen werden muß. (Koch Prozeß-Ordnung2. Auf- i

lage S. 330. Präjudiz des Qber-Tribunals Nr. 614a. 1839.

Präjud Samml. Bandl S. 385).

Es war hiernach in die Sache selbst einzutreten und zu-

nächst zu prüfen, ob der von dem Regierungs-Präsidentener-

hobene Einwand der Unzuständigkeitder Verwaltungsgerichte
begründet ist. Es hängt dies lediglich von der Beantwortung
der Frage ab, ob als: ,,Schulbeitrag«im Sinne des §.135
X. Nr. 1 der Kreis-Ordnung auch Schulgeld zu verstehen ift
oder nicht. Zweifellos verbindet der Sprachgebrauch — der

amtliche wie der außeramtliche—- mit beiden Worten verschie-
dene Begriffe, aber gemeinsam ist den ,,Schulbeiträgen«und

dem »Schulgelde«die Bestimmung, zum Unterhalte der Schule
zu dienen.

»Schulbeiträge« werden die der Schule zu gewährenden
Beiträge der Unterhaltungspflichtigen genannt.

Der Kreis dieser Pflichtigen bestimmt sich nach dem Gesetze
beziehungsweise der Schulversassung. Je nachdem hiernach die

Pflicht zur Unterhaltung der Volksschule den zur Schule gewie-
senen Hausvätern (Allgemeines Landrecht Theil 11. Titel 12

§. 29 ff.), den zur Schule gehörigenGemeinden und Ortschaften
(Gutsbezirken) —- Schulordnung für die Provinz Preußen vom

Il. Dezember 1845 §§. 39, 40 ff. — den zur Schule geschla-
genen Herrschaften und Gemeinden — §§. 18, 19 ff. des schle-
fischen katholischen Schulreglements vom 18. Mai 1801 —-

u. s. w. obliegt, spricht man von Hausväterbeiträgen, Ge-

meinde-Beiträgen,gutsherrlichen Beiträgen u. s. w. Alle diese
Beiträge der Pflichtigen werden als ,,Schulbeiträge«bezeichnet.
Jnsoweit das GesetzQuantum oder Quote selbst nicht bestimmt,
geschiehtdie Vertheilung des Bedarfes aus die Pflichtigen nach
den Grundsätzen,welche für die Heranziehung zu den Gemein-

delasten maßgebend sind.
«

Auf den Vortheil und den Nutzen, welche die Schule dem

Pflichtigen gewährt, wird nicht gerücksichtigt.
Jn der außeramtlichenSprache wird auch wohl der vom

Staate einer Schule bewilligte Zuschußals »Schulbeitrag« be-

zeichnet.
Diesen Beiträgen werden gegenüber gestellt die eigenen

Einnahmen der Schule, zu denen vorzugsweise das Schul-
geld gehört.

Das Schulgeld ist das an die Schule oder den Lehrer
zu entrichtende Entgelt für den Schulunterricht. — Es wird

nur gezahlt für die die Schule besuchenden Kinder und zwar

nicht von den ,,Schulunterhaltungspflichtigen«,sondern von de-

nen, welchen die Fürsorge, der Unterhalt der Kinder obliegt.
Aus die Bestimmung des ,,Schulgeldsatzes«sind die Verhält-

nisse der zur Schulgeldzahlung Verpflichteten einflußlos. Wenn

der Schulgeldsatz vielfach in den oberen Klassen oder Stufen
ein höherer ist, als in den niederen, so erklärt sich dies aus

dem Umstande, daß die Gegenleistung der Leistung entsprechen
soll. Hört die Leistung auf, verläßt das Kind die Schule, ist
es an dem Besuche derselben durch Krankheit behindert, wird

die Schule zeitweise wegen ansteckender Krankheiten 2c. geschlos-
sen, so fällt die Gegenleistung — das Schulgeld — fort. (Re-
skript des Unterrichts-Ministers vom 28. Juli 1827 und Z. Au-

gust 1831. von Rönne, Das Unterrichtswesen S. 781 ff.)
Das Schulgeld ist hiernach durchweg nach anderen Grund-

sätzenzu beurtheilen, als die Schulbeiträge.
Dem entsprechend stellt auch das Allgemeine Landrecht den

,,Beiträgen« das Schulgeld gegenüber(Allgemeines Landrecht Il.

7 §. 32), und die Kabinets-Ordre vom 19. Juni 1836 (Gesetz-
Samml. S. 198),( wie das Gesetzvom 24. Mai 1861 (Gesetz-
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Sammlung S. 241) unterscheiden gleichfalls zwischen Abgaben
und Leistungen, welche für die Schule zu entrichten sind, und

dem Schulgelde. Kein Gesetz oder Gesetz-Entwurf auf dem Ge-

biete des Unterrichtswesens in Preußen (vergleiche die Gesetz-
gebung auf dem Gebiete des Unterrichtswesens in Preußen
von 1817 bis 1868, Berlin 1869) stellt das Schulgeld den

Schulbeiträgen gleich oder begreift das erstere mit unter den

letzteren.
Wenn nach diesen Vorgängen die Kreis-Ordnung dem

Kreisausschusse im §. 135 X. 1

die Entscheidung von Beschwerden über die Heranzie-
hung zu Schulbeiträgen

überweist, so würde die Annahme, daß unter Schulbeiträ-

gen auch Schulgeld zu verstehen sei, sich nur dann rechtferti-

gen lassen, wenn die Entstehungsgeschichteder Gesetzes-Bestim-
mung auf eine derartige Absicht des Gesetzgebersschließenließe.
Dies ist aber nicht der Fall.

Die Bestimmungen unter X. des §. 135 der Kreis-Ordnung
fehlten in dem Regierungs-Entwurfe. Sie sind erst auf Ver-

anlassung des Abgeordnetenhauses in das Gesetz aufgenommen
Man war sich wohl bewußt, daß damit dem künftigenUnter-

richts-Gesetzevorgegriffen werde, hielt dies aber für unbedenk-

lich, weil dem Kreisausschusse die Judikatur auf einem ähnli-

chen Gebiete — dem der Kommunalbesteuerung —- überwiesen

werden sollteI Dieser Grund paßt allerdings, wie oben gezeigt,
auf die ,,Schulbeiträge«,nicht aber auf das Schulgeld, welches
keine rechtliche Seite bietet, die dem Kommunalsteuer-System
verwandt wäre. Auch scheint es nicht ohne Bedeutung, daß
der Gesetzgeber, obwohl er die Nr. 1 X. des §. 135 der Kreis-

Ordnung möglichstgenau der Nr. 10 IX. desselben Paragraphen
nachbildete, in der letzteren von der »Heranziehungzu den Ge-

meindelasten«, in der ersteren von der ,,Heranziehnng zu Schul-
beiträgen« spricht. Es deutet dies darauf hin, daß der Ge-

setzgeber sich der Bedeutung des gewählten Wortes wohl be-

wußt gewesen ist und absichtlich nicht das Wort ,,Schullasten«
gebraucht hat, um jedem Mißverständnissevorzubeugen.
Erwägt man ferner noch, daß die Kreisordnung sich nicht

zur Aufgabe gestellt hat, die Kompetenzen der Kreisausschüsse
in Schulsachen erschöpfendzu regeln, sich vielmehr darauf be-

schränkt,denselben einzelne bestimmt abgsegrenzteBefugnisse aus«
»

diesem Gebiete zu überweisen, im Uebrigen aber es bei dem

bestehenden Rechtszustande beläßt, so kann dem Worte »Schul-
beiträge« im §.135 X. l nicht wohl die Auslegung gegeben
werden, daß darunter auch ,,Schulgeld« zu verstehen sei. Es

muß vielmehr hinsichtlich des letzteren angenommen werden,
daß die Kreis-Ordnung den früheren Zustand, wonach die

Schulaufsichtsbebördendarüber zu befinden haben, einem Je-
den, der sich zur Zahlung des Schulgeldes nicht verpflichtet
hält, aber unbedingt der ordentliche Rechtsweg offen steht, nicht
geändert hat.

«

Der Vorderrichter legt hiernach den §.135 X..1 der Kreis-

Ordnung unrichtig aus, wenn er aus demselben die Zustän-
digkeit der Verwaltungsgerichte zur Entscheidung in streitigen
Schulgeldsachen herleitet. Seine Entscheidung war daher auf-
zuheben und aus den oben entwickelten Gründen das Erkennt-

niß des Kreisausschusses dahin abzuändern, daß das Verwal-

tungsstreitverfahren für unzulässigzu erachten. Damit ist selbst-
verständlich jedes weitere Eingehen auf die zur Entscheidung
gestellten Streitfragen ausgeschlossen.

Der Kostenpunkt regelt sich nach §. 72 beziehungsweise
§. 76 Nr. 4 des Gesetzesvom Z. Juli 1875.
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Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwal-

tungsgerichts und der verordneten Unterschrift.

(1-. s.) Persius.
O. V. G. Nr. 1125.

Ministerial-Erlaß, die Behörde, bei welcher die kalkulatorifche
Feststellung der Bauanschlägezu erfolgen hat, betreffend.

Vom 16. Juli 1877.

Berlin, den 16. Juli 1877.

Auf den Bericht vom Il. April d. J. eröfsne ich dem Kö-

niglichen Provinzial-Schulkollegium im Einvernehmen mit dem

Königlichen Ministerium für Handel 2c., Abtheilung für das

Bauwesen, daß die Revision und Feststellung des technischen
Kalküls eines Kostenanschlages von der Revision des Anschla-
ges überhaupt untrennbar ist und daß, wenn die erstere auch
von jedem Sekretariats- oder Kalkulaturbeamten ausgeübt wer-

den kann, doch die Thätigkeit dieses letzteren unter der steten
Kontrolle des Baubeamten, welchem die Revision und Feststel-
lung des Anschlages obliegt, sich befinden muß, da sonst Irr-
thümer unvermeidlich sind.

,

Hiernach gehört die kalkulatorische Revision der Baumk-

schlägezu den Obliegenheiten der vorrevidirenden Königlichen

Regierung.
Der Minister der geistlichen 2e. Angelegenheiten

A
Jm Auftrage: Greifs.

das Königlich:ProvinzialsSchulkollegiumzu N·
U.-11. 6896.

Ministerial-Erlaß, die Verpflichtung zur Fertigung der Rein-

schriften der in der Zentralanftanz zur Festsetzung gelangenden
Etats betreffend. Vom 12. Juli «1877.

Berlin, den 12. Juli 1877.

Dem Königlichen "Provinzial-Schulkollegium erwidere ich
auf die Anfrage vom 22. v. M., daß alle in der Zentral-Jn-
stanz zur Feststellung gelangenden Etats in Reinschrift von den

Provinzial-Behördeneinzureichen sind, daß es aber dem Kö-

niglichen Provinzial-Schulkollegium unbenommen bleibt, Etats,
welche bei der dortseits bewirkten Vorrevision mehr oder min-

der erheblichen Korrekturen unterzogen sind, den zur Einrei-

chung Verpflichteten zur Anfertigung eines neuen Etats unter

Berücksichtigungder Aenderungen des KöniglichenProvinzial-
Schulkollegiums zurückzugeben.Es darf aber eine Verzögerung
über die für die Einreichung der Etats festgestellte Frist hinaus
dadurch nicht eintreten.

f

Der Minister der geistlichen 2c. Angelegenheiten
Jm Auftrage: Greifs.

An
das Königliche»Provinzial-Schulkollegium zu N.

U. lI. lrl9

Ministerial-Erlaß, die Remunerationen der Lehrer höherer Un-

terrichtsanstalten für Stellvertretungen betreffend.
Vom 24. Juli 1877.,

. Berlin, den 24. Juli 1877.

Die von dem Königlichen Provinzial-Schulkollegium in

dem Bericht vom 8. März d. J. gestellten Anträge auf Remu-

nerationen für Lehrer der höheren Bürgerschule-zuN. beruhen
auf Voraussetzungen,welche ich nicht als zutreffend anerken-

nen kann. Vollbeschäftigte,festangestellte Lehrer gehören mit

ihrer ganzen Kraft der Lehranstalt an, an welcher sie angestellt
sind; damit sie dieser Verpflichtung genügen können, sind sie

durch den Normaletat den entsprechenden Kategorien der Beam-

ten in andern Gebieten in ökonomischerHinsicht gleichgestellt
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Dieselben haben zugleich die Verpflichtung, wie die Beamten

jedes anderen Gebietes, bei vorübergehendenLücken in dem

Kollegium Stellvertretuugen auf Anordnung des Vorstehers und

nach dem Maße ihrer Kraft zu übernehmen, ohne daß sich da-

ran ein Anspruch auf Remuneration anknüpft. Es ist dadurch

nicht ausgeschlossen,daß, sofern Mittel verfügbar sind, für er-

hebliche Mehrleistungen eine Remuneration bewilligt werde; die-

selbe aber als Bezahlung der einzelnen Lehrstunden zu berech-

nen, entspricht nicht dem bezeichnetenVerhältniß der festange-

stellten Lehrer zu der Anstalt und ist schon deshalb zu vermei-

den, weil dadurch die etwa bewilligte Remuneration den Schein
eines Rechtsanspruches gewinnen kann.

Anders ist der Fall bei dem nur im Nebenamte beschäftig-

ten Pfarrer N., welcher über die von ihm übernommenen Lehr-

stunden hinaus der Anstalt gegenüberkeine weiteren amtlichen

Verpflichtungen hat; in diesem Falle ist nichts dagegen einzu-
wenden, daß für die Mehrleistungen die Remuneration nach

demselben Maßstabe bemessen werde, wie für die regelmäßig
von ihm übernommenen Leistungen.

Der Minister der geistlichen2c. Angelegenheiten.

Falk.
An

das KöniglicheProvinzial-Schulkollegiumzu N.
—

U. II. 6988.

Verfügung des KöniglichenProvinz.-Schulkollegiumszu Koblenz,
die Einsendung von Programmen, welche wissenschaftlicheAbhand-
lungen enthalten, an die Universitäts-Bibliothekzu Straßburg

i. Els. betreffend. Vom 16. Dezember 1876.

Koblenz, den 16. Dezember 1876.

Das Gymnasium zu Saarbrücken hat der neugegründe-
ten Kaiserlichen Universitäts- und Landes-Bibliothek zu Straß-

burg im Elsaß seine sämmtlichen vor Errichtung der buchhänd-

lerischen Zentralstelle für den Programmen-Austausch erschiene-
nen Programme bis einschließlich1875 zum Geschenk gemacht.

Der Vorsteher der genannten Bibliothek, Herr Oberbiblios

thekar Dr. Barack, hat uns den Wunsch geäußert,daß in glei-
cher Weise von Seiten fämmtlicher uns unterstellter höherer
Lehranstalten bezüglichder, wissenschaftlicheAbhandlungen ent-

haltenden Programme derselben aus den früherenJahren bis

einschließlich1875 verfahren werden möge.
Wir bringen diesen Wunsch unter Hinweis auf die natio-

nale Bedeutung der Straßburger Bibliothek zur Kenntniß der

Direktionen (Rektorate) und erwarten, daß soweit die vorhan-
denen Bestände von früher erschienenen Programmen dies thun-
lich machen, die gewünschteAbgabe der letzteren von dort aus

direkt erfolgen werde.

Inwieweit dies der Fall gewesen, ist in dem Ostern näch-
sten Jahres zu veröffentlichendenProgramme der dortigen An-

stalt kurz anzugeben.

A
KöniglichesProvinzial-Schulkollegium.

n

die Direktiouen und Rektorate sämmtlicher
uns unterstellter höhererLehranstalten

Jn gleichemSinne ist auch Von andern KöniglichenPro-
ViUziabSchulkollegienverfügt worden.

Ministerial-Erlaß, die verzinslicheBelegnng der Kapitalien hö-
herer Unterrichtsanstaltenbetreffend. Vom 30. Juli 1877.

Berlin, den 30. Juli 1877.

Auf den Bericht vom 19. v. M., die verzinsliche Belegung
der Kapitalien der höherenUnterrichtssAnstalten betreffend, er-

widere ich dem KöniglichenProvinzial-Schulkollegium, daß,
soweit nicht besondere gesetzlicheoder stiftungsmäßigeBestim-

mungen entgegenstehen, die Bestimmung des §. 39 der Vor-

mundschastsordnung vom 5. Juli 1875 (Ges.-Samml. S. 439 is),
durch welche der Kreis der für die Anlegung von Mündelgel-
dern zulässigenWerthpapiere erweitert worden ist, in geeigne-
ten Fällen auch für die Anlegung von Kapitalien der höheren

Unterrichts-Anstalten Anwendung findet. Soweit es sich um

das Geltungsgebiet des Allgemeinen Landrechtes handelt, sind
die höheren Schulen durch §. 57 II. 12 Allgemeinen Landrechts

mit den Kirchen, diese aber durch §. 228 II. 11 ibid. rücksicht-
lich der Verwaltung ihres Vermögensmit den Minderjährigen
gleichgestellt, während in den übrigen Landestheilen sich die

analoge Anwendung dieser Grundsätzeaus allgemeinen recht-
lichen Gesichtspunkten rechtfertigt. Selbstverständlich ist jedoch
in jedem einzelnen Falle mit der durch den Gegenstandgebo-
tenen, gewissenhaften Vorsicht zu verfahren.

Der Minister der geistlichen 2c. Angelegenheiten.

-Falk.
An

das Königliche Provinzial-Schulkollegium zu N.
U. II. 1914.

«

Ministerial-Erlaß, die Beschaffungder Turngeräthefür Unter-

richtsanstalten betreffend. Vom 30. Juni 1877.

Berlin, den 30. Juni 1877.

Nach §. 19 der Instruktion für die Ober-Rechnungskammer
vom 18. Dezember 1824 müssen die für Rechnung des Staa-

tes geschlossenenKontrakte und gemachtenAnkäufe in der Regel
auf vorhergegangene Lizitation gegründet sein. Diese Bestim-
mung gilt auch für die Ausstattung von Turnhallen und Turn-

plätzen mit den erforderlichenTurngeräthen. Nach den gemach-
ten Erfahrungen erfolgt aber die Herstellung dieser Geräthe,
insbesondere der größeren und zusammengesetzten,oft in so
mangelhafter Weise, daß nicht blos der Turnbetrieb darunter

leidet, sondern auch Gefahr für Leben und Gesundheit der

Schüler entsteht, welche bei solider Herstellung der Geräthe und

bei Anbringung der erforderlichen Sicherheitsvorrichtungenaus-

geschlossensein würde. Es ist daher nothwendig, daß die be-

züglichenArbeiten nur an solche Verfertiger vergeben werden,
welchen eine hinreichende Kenntniß und Geschicklichkeitfür die

Herstellung von Turngeräthen zugetraut werden kann. Wo

solche Personen nicht vorhanden sind, empfiehlt es sich, aus ei-
ner zuverlässigenBezugsquelle Modelle für die einfacheren Ge-

räthe kommen und nach diesen arbeiten zu lassen. Größere
und zusammengesetzteGeräthe, zu deren Herstellung besondere
Fachkenntnissegehören, und welche geübte und geschickteVer-

fertiger besser und billiger zu liefern im Stande sind, als sie
an Ort und Stelle auch nach Modellen beschafftwerden könn-

ten, werden zweckmäßigvon jenen bezogen. -

Als besonders zuverlässigfür solche Bezüge von Turnge-
räthen hat sich der Turnanstaltsvorsteher Kluge hier (Kleinbee-
renstraße 27) bewährt. Ein Verzeichnißder Preise, für welche
sämmtlicheTurngeräthe von ihm zu beziehen sind, ist in zwei
Exemplaren beigelegt. Dasselbe wird auch für den Fall der

Lizitation von Nutzen sein.

Ferner mache ich darauf aufmerksam, daß es sich zur Ver-

meidung von Weiterungen empfiehlt, sowohl bei Einrichtung
von Turnsälen, bezw. von Turnplätzen,als auch insbesondere

s) Deutsche Schulges.-Samml. 1877 Nr. 35.
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für die Abnahme der auf Lizitation gelieferten Turngeräthe ei-

nen bewährtenTurnlehrer zuzuziehen.
Der Minister der geistlichen 2c. Angelegenheiten

Jm Auftrage: Greifs.
A

sämmtlicheKtbniglProvinzial-Schul-
kollegien und Regierungen.

U. III. 1639.

Ministerial-Erlaß, die Berechnung der Dienstzeit für Gewährung
der Dienstalterszulage bei Unterbrechung der Amtsthätigkeitbe-

treffend. Vom 17. Juli 1877.

Berlin, den «17. Juli 1877.

Es unterliegt, wie ich der Königl. Regierung auf den Be-

richt vom 21. v. M. unter Hinweisung auf die wegen Gewäh-

rung von Dienstalterszulagen aus Staatsfonds an Lehrer und

Lehrerinnen erlassenen früheren Verfügungen (Erlasse vom 18.

Juni und 24. Juli 1873-l«),vom 17. und 24. Januar, 2. Juni,
9. Juli und 9. November 1874-sc vom 17. Februar und 2.

Juni 1875-H·-I·)und vom 18. September 1875 und 4. Oktober

1876f) hiermit eröffne, keinem Bedenken, daß wenn ein Leh-
rer, welcher aus dem Amte ausgeschieden gewesen ist, später
wieder angestellt wird, demselben bei Berechnung der zur Ge-

währung oder Wiedergewährungder Dienstalterszulage erfor-
derlichen Dienstzeit auch die früher zurückgelegteDienstzeit in

Anrechnung zu bringen ist, dergestalt, daß nur die Zwischenzeit
von dem Tage des Ausscheidens aus dem früher innegehabten
Amte bis zum Tage des Wiedereintrittes in das Amt außer

Ansatz zu lassen ist.
«

Aus welchem Grunde seiner Zeit das Ausscheiden aus

dem früher innegehabten Amte erfolgt ist, macht hierbei keinen

Unterschied. Es kommt insbesondere nicht daraus an, ob das

Ausscheiden freiwillig erfolgt ist oder unfreiwillig, sei es in

Folge gerichtlicherVerurtheilung, welche den Verlust des Am-

tes nach sich gezogen hat, sei es in Folge einer Verurtheilung
zur Dienstentlassung im Wege des Disziplinarverfahrens.
Daß bei Berechnung der zur Gewährung oder Wiederge-

währung der Dienstalterszulage erforderlichen Dienstzeit auch

diejenige Zeit, während welcher ein Lehrer, bevor sein Aus-

scheiden aus dem Amte erfolgt ist, vom Amte suspendirt ge-

wesen, in Betracht zu ziehen, d. h. in Anrechnung zu bringen
ist, habe ich bereits in meinem Erlasse vom 4. Oktober 1876

bemerklich gemacht.
Hiernach ist der Fall, welcher der KöniglichenRegierung

zu der Anfrage in dem Berichte vom 21. v. M. Veranlassung
gegeben hat, zu erledigen und in Zukunft dem entsprechend zu

verfahren.
Der Minister der geistlichen 2c. Angelegenheiten.

An
Falk.

die KöniglicheRegierung zu N.
U. lIL 11264.

Ministerial-Erlaß, die Feier des auf einen Sonntag fallenden
Sedautages in Schulen betreffend. Vom 25. August 1877.

'

« Berlin, den Lö. August 1877.

Die s. l. r. beigefügteNr. —- der — Zeitung enthält eine

Bekanntmachung des Kreis-Schulinspektors N., durch welche die

Zirkularverfügungder Königlichen Regierung vom 28. v. M.

veröffentlichtwird. Jn dieser Verfügung wird angeordnet,
daß die Feier des Sedantages auch in diesem Jahre, wo der-

die)Deutsche Schulgesetz-Sammlung 1873 Nr. 42.

M) , 1874
,, 18, 17, 46·

1875
,, 11, 27, 26.

1876
»

16 n. 1877 Nr. 8.

« «

Bis-HI) « »«

1-) » » «

selbe aus einen Sonntag fällt, am 2. September gehalten wer-

den solle. Diese Vorschrift ist nicht unbedenklich, namentlich
mit Rücksichtdaraus, daß einerseits eine größereAnzahl von

Lehrern durch ihre kirchlichenNebenämter behindert sein könnte,
die Feier zu leiten, während andererseits, wo Schulkinder
aus mehreren Orten zu einer Schule gehören, die Heranzie-
hung derselben zur Schulfeier leicht auf Schwierigkeiten stoßen
könnte. Jn mehreren Bezirken der Monarchie ist darum an-

geordnet worden, daß, wie dies auch bei anderen Veranlas-
sungen schon mehrfach geschehen ist, die Feier vom Sonntag
aus einen vorhergehenden Wochentag gelegt werde, und zwar
im vorliegenden Falle auf Sonnabend, den ersten September,
den Jahrestag der Schlacht von Sedan selbst.

Die KöniglicheRegierung wolle erwägen, ob sich diese
Anordnung nicht auch sür den dortigen Bezirk empfehle und

darnach das Erforderliche anordnen. Sollte Dieselbe wider

Erwarten Bedenken gegen eine Aufhebung oder Beschränkung

Jhrer Verfügung vom 28. v. M. haben, so erwarte ich umge-

henden Bericht.
,

Der Minister der geistlichen2c. Angelegenheiten
Jn Vertretung: Sydow.

An
die KöniglicheRegierung zu N.

U. Ill. 13035.

Ministerial-Erlaß,die staatlicheAufsicht über Ertheilung des Re-

ligionsunterrichtes in der Volksschule betreffend.
Vom 28. Juni 1877.

Berlin, den 28. Juni 1877.

Auf die Eingabe vom 29. April d. J. eröffne ich Ew.

Hochehrwürdensowie den Mitunterzeichnern derselben, daß ich
aus dem, was Sie beibringen, keine Veranlassung nehmen kann,
die Zirkular-Verfügungvom 18. Februar v. J., betreffend den

Religionsunterricht in der Volksschule, aufzuheben oder den ka-

tholischen Religionsunterricht aus den obligatorischen Unter-

richtsgegenständender Schule zu entfernen. Die angezogene

Verfügung sowie der obligatorische Charakter des Religionsun-
terrichtes in der Volksschule beruhen auf den Bestimmungen
der Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 und den Lan-

desgesetzen. Jch verweise in dieser Beziehung auf die Seitens

der Staatsregierung in den beiden Häusern des Landtages
und in den Kommissionen derselben wiederholt abgegebenen
Erklärungen.

Was aber die Revision der dortigen katholischen Schule

durch den evangelischen Kommissarius der Königlichen Regie-
rung anlangt, aus welcher Sie den Anlaß zu Jhrer Protest-
vorstelluug genommen haben, so habe ich mir über die Vor-

gänge Bericht erstatten lassen und aus demselben entnommen,

daß unter den mehr als 30 Schulklassen, die revidirt worden

sind, in 10 Klassen die Religion ein Prüfungsgegenstandge-

wesen ist und der Regierungskommissarius nur einige Male

die Prüfung in der biblischen Geschichte selbst übernommen hat.
Das Letztere ist indeß in einer Weise geschehen, welche sür die

Katholiken etwas Verletzendes nicht gehabt hat. Gleichwohl
habe ich Anordnung getroffen, daß dies nicht weiter geschehe.
Dadurch wird indeß an der Befugniß und Verpflichtung der

staatlichen Aufsichtsorgane, das ganze Gebiet des Religionsun-
terrichtes in der Volksschule zum Gegenstande der Prüfung bei

Revisionen zu machen, nichts geändert.
An

den Herrn Pfarrer N. und Genossen,
Hochehrwürdenzu N.



637 Sachsen: RetigiösekMemokikstofsi.evang. Votkgschur V.19.Septbk.1877. Oestemich: Rang und Bezüge der Professoren Vom so. Juri1877. 638

Abschrift erhält die KöniglicheRegierung auf den Bericht

vom 8. d. M. zur Kenntnißnahme und Nachachtung mit dem

Bemerken, daß die Zirkular-Verfügungvom 18. Februar v. J.

den staatlichen Aufsichtsorganen zwar das Recht wahrt,dem

Religionsunterrichtebeizuwohnen, aber ihnen nicht die Befug-

niß giebt, die Prüfung in der Religion selbst in die Hand zu

nehmen. Dies Letztere kann nicht geschehen, ohne aus den
sachlichen Inhalt der Lehre einzugehen. Jede Berichtigung ei-

ner falschen Antwort ist ein solches Eingehen auf den Inhalt.
Es hat daher so, wie geschehen,versügt werden müssen.

Der Minister der geistlichen2c·.Angelegenheiten
An Falk.

die Königl. Regierung zu N.

U. III. 10820.

Verfügung der KöniglichenRegierung zu Breslau, die Anstel-
lung von Lehrerinnen an gemischtenUnterklassen betreffend.

— Vom 21. Mai 1876.
"

Breslau, den 21. Mai 1876.

Mittelst Reskripts vom 27. April hat der· Herr Minister die

Befugniß der Lehrerinnen dahin erweitert, daß Letztere nicht
blos in Mädchen-, sondern auch in gemischtenUnterklassen Un-

terricht ertheilen dürfen. Unser Zirkular vom 18. März, wel-

ches den Lehrerinnen blos die Erlaubniß zur Unterrichtserthei-

lung in Mädchenklassenzuspricht, erleidet dadurch eine Verän-

derung. Gleichzeitig bemerken wir, daß die Anstellung von

Lehrerinnen sich durch den Ministerial-Erlaß in hohem Grade

erleichtert und wir deshalb bei dem großenLehrermangel hoffen,
man werde von geeigneten Lehrerinnen gern Gebrauch machen.

KöniglicheRegierung;
Abtheilung für Kirchen- und Schulwesen.

An

sämmtlicheKöniglicheHerren
Kreis-Schul-Jnfpektoren.

KönigreichSachsen.
Bekanntmachung des KöniglichenMinisteriums des Kultus und

öffentlichenUnterrichts, den religiösenMemorirstoff in evange-
lischen Volksschulenbetreffend. Vom 19. September 1877.

Das Ministerium des Kultus und öffentlichenUnterrichts
hat, wie dies seiner Zeit vorbehalten worden ist, zur Ergänzung
des mittelst Bekanntmachung vom 27. November v. J. publi-
zirten Lehrplanes für den Unterricht in der Religions- und

Sittenlehre in Volksschulen (Deutsche Schulgesetz - Samm-

lung vom Jahre 1877 Nr. Z) den in evangelischen Volks-

schulen mindåtens zu bewältigenden Memorirstoss an Bibel-

stellen, Kirchenliedern und Choralmelodien nach erfolgter Ver-

nehmung mit dem evangelisch-lutherifchen Landeskonsistorium
festgestellt,und hierauf unter dem Titel: »Der religiöseMemo-

rirstoff für die evangelischen Volksschulendes Königreichs
Sachsen« (Dresden, Verlag von Alwin Huhle, Carl Adlers

Buchhandlung) eine Zusammenstellungdesselben zugleich für
den Schulgebrauch veröffentlichenlassen.

Solches wird andurch Nmitdem Verordnen bekannt gemacht,
daß die in genannter Schrift bezeichneten 150 Bibelstellen, 22

Kirchenlieder und 35 Choralmelodien spätestensvon Ostern 1878

ab den Lehrplänen sämmtlicherevangelischenVolksschulen des

Landes in zweckmäßigerVertheilung auf die verschiedenen Un-

terrichtsstusen einzuordnen sind. Hierbei ist jedoch Nachstehen-
dss noch besonders hervorzuheben

Indem die gedachte Zusammenstellungsichdarauf beschränkt,
das geringste Maß des Memorirstoffes in Absicht auf Einheit
Und Gründlichkeitdes Religionsunterrichtesfestzusetzen,sollselbst-

verständlicheinem weiteren und reicheren Ausbau desselbenkein

Hindernißentgegengestellt werden. Wenn sodann eine Reihe
Bibelstellen, die als integrirende Theile biblischer Geschichten
zu betrachten sind, Aufnahme in das Verzeichnißnicht gefun-
den haben, so ist man von der Voraussetzung ausgegangen,

daß dieselben auch künftigohne ausdrücklicheAnordnung, wie

bisher, innerhalb der Lehrstunden selbst zur Einprägung ge-

langen werden« Dasselbe gilt auch von einzelnen, beim Unter-

richte gern gebrauchten Liederversen, deren das Verzeichnißnicht
besonders gedacht hat. Andererseits haben aber auch die Lehrer
bezüglichderjenigen Kinder, welche am Religionsunterrichte theil-
nehmen, ohne der evangelisch-lutherischen Kirche anzugehören,
bei der Aufgabe und Behandlung der Memorirstoffe die in der

Natur der Sache liegenden Rücksichtenzu beobachten.
Bei der Vertheilung des religiösenMemorirstoffes endlich

ist zu beachten, daß auch die aus niederen Klassen geglie-
derter Schulen dem Konsirmandenunterrichte zuzuführendenKin-
der bereits mit dem größerenTheile des Katechismus (1. und

2. Hauptstiick, Vater Unser ohne die Luther’scheErklärung, die

drei ersten Fragen der beiden Hauptstückevon den Sakramen-

ten), sowie mit den wichtigsten zugehörigenBibelstellen bekannt

sein sollen.
Hiernach haben sichAlle, die es angeht, zu achten.

Dresden, den 19. September 1877.
«

Ministerium des Kultus und öffentlichenUnterrichtes.
Dr. V. Gekbek.

Fiedlere

KaiserthumOefterreich
Gesetz vom 30. Juli 1877, betreffend den Rang und die Bezüge
der Professoren an den beiden polytechnischenInstituten zu Prag.

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde Jch
in Ergänzung des Gesetzes vom 17. März 1872 anzuordnen,
wie folgt:
§. 1. Der fystemmäßigeGehalt der ordentlichen Professo-

ren an den beiden polytechnifchenInstituten zu Prag wird

mit 2000 fl. festgesetzt.
§. 2. Die ordentlichen Professoren dieser Anstalten stehen

in der v1., die außerordentlichenin der VII. Rangklasse und

haben den Anspruch auf die diesen Rangklasfen entsprechenden
Aktivitätszulagen.

Die in den §§. 2, 4 und 15 des Gesetzesvom 17. März
1872 (R.-G.-Bl. Nr. 27) enthaltenen Bestimmungen finden auch
aus die Professoren der im §. 1 erwähntenAnstalten Anwendung.
§. Z. Die Funktionszulage der gewähltenRektoren beträgt

an diesen beiden Anstalten je 800 fl.
§. 4. Die erworbenen Rechte der bereits angestellten Pro-

fessoren der beiden polytechnischen Institute werden durch die-

ses Gesetznicht berührt; doch haben die ordentlichen Professo-
ren innerhalb drei Monaten nach Eintritt der Wirksamkeit die-

ses Gesetzes zu erklären, ob sie auch fernerhin von dem ihnen
zustehenden Rechte der DezennalvorrückungGebrauch machen
oder für die Folge nach dem gegenwärtigen Gesetzebehandelt
werden wollen. «

§. 5. Dieses Gesetz tritt mit dem ersten Tage des auf die

Kundmachung folgenden Monates in Wirksamkeit und ist mit

der Vollziehung desselben der Unterrichtsminister beauftragt.
Laxenburg, am 30. Juli 1877.

Franz Joseph m.-p—
Stremayr m.-p.
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Verordnung des Ministers für Kultus nnd Unterricht vom 20.

August 1877, Z. 12363, an den Landesschulrath für Oberöster-s
reich, betreffend die Stempelfreiheit der Schulzeugnisse der

Volksschulen.
Ueber die Anfragen vom 25. Jänner und 10. Mai 1877,

Z. 134 und 1496, theile ich dem k. k. Landesschulrathe unter

Rückschlußder Beilagen mit, daß laut Eröffnung des k. k. Fi-
nanz-Ministeriums vom 21. Juli 1877, Z. 14726, den Entlas-
sungs-, beziehungsweise Abgangszeugnissen, welche nach dem lIL

Abschnitte und den Zeugnissen, welche nach dem IX. Abschnitte
der Schul- und Unterrichtsordnung für die allgemeinen Volks-

schulen Vom 20. August 1870 ausgestellt werden, die Gedich-
rensreiheit nach der Taris-Post 117 lit. e) zukommt, und daß
die entsprechende Belehrung durch das Verordnungsblatt des

k. k. Finanz-Ministeriums versügt wurde.

Die ,,Deutfche Schalzeitung«,
Central-Organ sür ganz Deutschland, herausgegeben von

Fr. Eduard Keller,
enthält in Nr. 40: Amtliches. Leitartikel: Allgemeine Unterrichtsstatistil
des Preußischen Staats. Korrespondenzen: Berlin (Unterrichtsgesetz.
Schulbildnng der Ersatzmannschaften Remuneration der Lehrer an höh. Un-

terrichtsanstalten für Stellvertretung RevisorischePrüfungen in der Religion.
PrüparandenanstaltenvNeue Schulbank. Personalien); Gnesen (Privat-Kon-
servator Tusch); Liegnitz (General-Lehrerkonferenz. Pestalozzi-Verein); Aus
dem Rgbz. Merseburg (Abschafsnng der Singumgünge); Elsterwerda (Semi-
narkonserenz); Gotha (Das Köhler’scheSeminar); Gera (Züchtigungsrecht.
Handarbeitsnnterricht);Aus Thüringen (Ueber die gegenseitige Durchführung
der Schulpflich·t);München (Protest gegen die Siniultanschulen); Klagensurt
(Zweite kärntischeLandes-Lehrerkonferenz. Ferien. Körperliche Züchtigung
Ausschluß der Kinder aus der Volksschule); New-York (Beschrünkungder deut-

schenSprache. Englisch-deutscheSchulen in Baltimore. Deutsch in St. Louis).
Berliner Nachrichten. Vermischtes: Aus dem Kr. Falkenberg. Bi-
berach. Vakante Lehrerstellen.

Königl; pr. Prenssisehes,
Grossherzogl sinnst-lies-

Herzogl sächsischos,
«

.- Fijkstl thenzollertrsehes
Und

Y.
.

Für-sit anäuisohes
Hof-Ptan0forle-u.Kunst-Institut«

hingekehrt-By Berlinerstn Ur. 25 u. 26.
Beste Bezugsquelle für preisgekrönte Pianiuo’g, Flügel, »

Harmoniums (Esten-Cvttage-Orgeln) und Oeldrnck-Gemiilde
jeden Genres. Alquisition durch leichteste·Rittean langen.
Fünfjäbrige kontraktliche Garantie. Die Herren ehrer er-

halten bekannten Rabatt. An- und Verkan gebrauchter Instrumente.
Preislisten, Prospekte und illustrirte Kataloge gratis. [109]

Wilhelm Emmety
Inhaber der Verdienst-Medaille für Kunst

und Wissenschaft.

,
Empfehle meine Weine, unter Garantie für deren Reinheit: Roth-

wein·zu 90 und »80Pf. und Ahrblümchenzu 1 M., Weißwein zu 60 Pf.
pr. Liter m Gebinden von 18 und 36 Liter an.

»
110]

P. Becher, Lehrer in Altenahr (Kreis Ahrweiler).

tllustrlrte Ausgabe,
kann allen Kranken mit Recht s«

als ein vortreffliches populaitsmodls
zinisohcs Werk empfohlen werden. —-

»
vorxäthig in allen Buchhandlungem [111]

f

burgisch-preußischeGeschichte

Verlag von Wilhelm Violet in Leipzig.
Zu beziehen durch jede Buchhandlung:

lüralitischellkehrbijcherzum Selvstunterricyt
in den neueren Sprachen.

Busch u. Skclton, Handbuch der englischen Umgangssprache.
4. Ausl. Eleg. geb. 3»5M. v «

The Ell llsll Echo, Praktische Anleitung zum Englisch -Sprechen.
9. S) ufl. geb. 1 M. 50 .

·

Fiedlcr u. ScanWis enschaftl. Grammatik der englischen Sprach e.

1. Bd. 2. pfl. 6 .

—- 2. Bd. 6 M.
J0n80n, Ben, SeJanus, herausgeg. u. erklärt von Dr· C. Sachs. 1 M.
Macaulay, a Description of England in 1685, to which are added no-

tes 83 a map of London by Dr· O. Sachs. 1M.50 Pf.

Nickels, E nglis ch er Selbst- und Schnell-Lehren 75 Ps.
samost2, Engl. Lesebuch für höhere Lehranstalten geh. 3 M·

Barbauld, Leeons pour les enfants de 5 a 10 ans. 9. edition. Aveo
voeab. l M. 50 Pf-

De cestlses, das franz. Verb., dessen Anwendungen und Formen ec.

, 1 M. 50 .

Echo fkan sais Praktische Anleitung zum F r a n z ö s i s ch - S v r e ch e u.

8. Ankl.’ge. M, 50 .

« »

Fiedillemng errhältniß
der französ. Sprache zur lateinischen 2.

u . .

.

Toll-ellier, Nouvelle oonversation franeaise, suivie de modeles
de lettres, de lettres de change et de lettres de commeroe, mit ge-
genüberstehenderUebersetzung geb. 1 M.

» , .

ürtcr, die gleich»lautenden, der franzos. Sprache in lexikal.
Ordnung 75 Pf.

» v
« ,

UECLltzilillfsklmyAgrththheAnleitung zum Jtalienis ch - Spr ech en.

t -

» U -

»

. .

» «

Ileo de MadkuL Praktische Anleitung zum Spanis ch-Sprechen.
4. Aufl. 3 M. —- Geh 3 Ni. 50 Ps.

Franke, Diccionario mercantil en espanol
Deutsches mercantil. Wörterbuch 2 M.

y aJeman- Spanisch-
c

1131

Jm Kommissions-Verlage von J. B. Lange in Gnesen ist erschie-
nen und durch alle Buchhandlungenzu beziehen:

Leitfaden
für den Geschichtsunterrichtin utraqnistischendollegschulen

,

Den Lehrern seines Aufsichtskreises dargeboten
von A. Kleine, Königl.Kreis-Schulinspektor zu Gnesen

Erster Jahreskuisus, enthaltend: die Gegenwartkunde und die alte
und mittlere deutsche Geschichte 1876.

» »

Zweiter Jahreskursns, enthiiklzt7esid:die neuere deutsche und branden-

Preis eines jeden Kursus: 40 Pf.
Das von der Köni. l. Regierung in Posenheraus egebene »Amtlichc

Schnlblatt für die ·rovinz Posen« urtheilte in str; 21 vom Jahre
1876 unter »Nichtanitliches« über den ersten Jahreskursust »Das Buch
empfiehlt sich durch die Sorgfalt, welche aus die Auswahl des Stoffes
zu dem vorliegendenZwecke und aus eine einfache,·gu«chfur polnische
Kinder leicht faßlicheDarstellung verwandt worden ist. [113]

Verlag von wilhelm Violet in Leipzig:

Der junge Dichterfreund,
Sammlung von Gedichten zu Uebungen im mündlichen Vortrag in
Schule und Haus. Mit einl. Vorwort herausgegeben von l)1-. Em.

Samostz. 2. verbesserte und vermehrte Aufla e.
»

Es-

I. Theil für das Alter von 7-—10 Jahren. reis 1 M. 50 Pf.
Il. Theil für das Alter von 10—13 Jahren. - reis 1 M. 80 s.

Ill. Theil für das Alter von 13——17Jahren. Preis 2 M. 40
1fi41Jeder Band ist einzeln zu haben. II

Dieser Nummer ist eine Beilage der c. k. Winter--

schenVerlagshandlung in Leipzig und Heidelberg
beigefügt,welchewir der Beachtung empfehlen.

Zur Nachricht
Wir bitten, gefälligstdavon Notiznehmen zu wol-

len, daß Reduktion und Expedition der ,,Deutschen
Schulzeitnng«und der ,,DeutschenSchulgesetz-Samm-
lung« sichvom 1. Oktober ab:

Berlin 80., Michaelliirehplalz7,
befinden.

Für die Redaktion verantwortl: Fr. Ed n a rd K ell e r in Berlin 80., Michaelkirchplatz7. — Kommiss.-Verl. v. R o be rt O p p e nh e i m in B e r lin W., Karlsbad s-

Druck von F. Stri e win g in Landsberg a. W. «


